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I. Öffentliche Bekanntmachungen des Landkreises Prignitz

Allgemeinverfügung
zur Umsetzung des § 20a Infektionsschutzgesetzes (IfSG)

Auf der Grundlage der §§ 16, 28 Abs. 1 Satz 1, 28a, und 
32 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infek-
tionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz 
- lfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBI. 1 S. 1045), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Dezember 2021 
(BGBI. 1 S. 5162), i. V. m. § 1 der Verordnung zur Regelung 
von Zuständigkeiten und zur Ermächtigung zum Erlass von 
Rechtsverordnungen nach dem Infektionsschutzgesetz (In-
fektionsschutzzuständigkeitsverordnung - IfSZV) vom 27. 
November 2007 (GVBl.II/07, [Nr. 27], S.488), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 21. Januar 2022 (GVBl.II/22, [Nr. 
8]), und § 1 Abs. 1 S. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land Brandenburg (VwVfGBbg) vom 07. Juli 2009 
(GVBl. I/09 Nr.12 S. 262, 264), zuletzt geändert durch Artikel 
6 des Gesetzes vom 8. Mai 2018 (GVBl.I/18, [Nr. 8], S.4), 
i. V. m.  § 35 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(VwVfG) (Bund) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I 
S. 2154),  und der Weisung des Ministeriums für Soziales, 
Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz des Landes 
Brandenburgs vom 18.02.2022 zur Umsetzung des § 20 a 
IfSG erlässt der Landkreis Prignitz folgende Allgemeinver-
fügung:

1. Die im Landkreis Prignitz tätigen Einrichtungen und Unter-
nehmen nach § 20a Absatz 1 Satz 1 IfSG sind verpflichtet, 
an das Gesundheitsamt des Landkreises Prignitz

a. eine Benachrichtigung über Personen nach § 20a Absatz 
2 Satz 2 IfSG in digitaler Form über ein zu diesem Zweck 
direkt beim Gesundheitsamt eingerichtetes Internetportal - 
„Meldeprotal § 20a IfSG“- zu übermitteln. Die Meldung kann 
sowohl nach Anmeldung im Meldeportal oder mittels einer 
im Meldeportal zum Download bereitgestellten, standardi-
sierten Meldeliste erfolgen. Eine Meldung per E-Mail ist nicht 
möglich.

b. eine Einschätzung zu den Auswirkungen eines mög-
lichen Betretungs- oder Tätigkeitsverbotes gegenüber den 
nach a. genannten Personen auf die Versorgungsleistungen 
der Einrichtung oder des Unternehmens zu geben. Die Ein-
schätzung hat in der nach Nummer 1a angegebenen Form 
zu erfolgen.

2. Die Meldungen nach Nummer 1 hat unverzüglich nach § 
20a Absatz 2 Satz IfSG zu erfolgen. Unverzüglich wird mit 
einer Frist von zwei Wochen bemessen. Die Frist endet am 
30. März 2022.

3. Die sofortige Vollziehung gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 
4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Oktober 2021 
(BGBl. I S. 4650),  wird angeordnet.

Begründung:

Der Landkreis Prignitz ist gemäß § 2 Abs. 1, Abs. 3 Satz 1, 
3 und 5 des  Gesetzes  über den Öffentlichen Gesundheits-

dienst im Land Brandenburg (Brandenburgisches Gesund-
heitsdienstgesetz - BbgGDG) vom 23. April 2008 (GVBl.I/08, 
[Nr. 05], S.95), zuletzt geändert durch Artikel 13 des Geset-
zes vom 25. Januar 2016 (GVBl.I/16, [Nr. 5]), § 3 BbgGDG  
i. V. m. § 131 Abs. 1 Satz 1  der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 
(GVBl.I/07, [Nr. 19], S.286) zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 23. Juni 2021 (GVBl.I/21, [Nr. 21]), für die 
Umsetzung des § 20a IfSG zuständig.
Das SARS-CoV-2-Infektionsgeschehen ist derzeit sowohl 
bundesweit als auch im Land Brandenburg diffus. Die Aus-
wirkungen der vorherrschenden Omikron-Variante sind ins-
besondere im Bereich der Hospitalisierungen derzeit noch 
nicht in Gänze abschätzbar. Dabei leisten alle betroffenen 
Bereiche, insbesondere aber die Gesundheitsämter, einen 
erheblichen Beitrag bei der Bewältigung der Corona-Pande-
mie. Die enorme Arbeitsbelastung besteht weiterhin an.

Mit der einrichtungsbezogenen Impfpflicht nach § 20a IfSG 
ist eine im Land Brandenburg flächendeckend und abge-
stimmte Vorgehensweise zur Bewältigung der Corona-Pan-
demie entscheidend, damit eine einheitliche Umsetzung im 
Land gewährleistet ist.

Gleichzeitig ist die Aufrechterhaltung der Versorgung in al-
len Bereichen ein wichtiges Ziel, welches sowohl kurzfristig, 
mittelfristig aber auch langfristig sicherzustellen ist. Die aktu-
ellen Personalengpässe sind nicht mehr durch Kompensie-
rungen aus anderen Bereichen zu überbrücken, so dass das 
Ziel der Aufrechterhaltung der Versorgung nur zu erreichen 
ist, wenn das Meldeverfahren nach § 20a Abs. 1 Satz 1 IfSG 
mit der notwendigen Einschätzung zur Aufrechterhaltung 
des Betriebes der Einrichtungen nach 1b dieser Allgemein-
verfügung gekoppelt ist.

Neben der gesetzlichen Meldung von nicht immunisierten 
Mitarbeitenden der Einrichtungen und Unternehmen nach § 
20a Abs. 2 Satz 2 IfSG ist es für die Einschätzung der Ver-
sorgungsgefährdung durch das Gesundheitsamt erforder-
lich, dass die Einrichtungen eine Selbsteinschätzung geben, 
wie sich ein mögliches Betretungs- oder Tätigkeitsverbot 
auf die Aufrechterhaltung des Betriebes der genannten Ein-
richtungen oder Unternehmen auswirken würde. Diese Ein-
schätzung ist Grundlage für eine Prüfung der Versorgungs-
gefährdung. 

Die sofortige Vollziehung dieser Verfügung gemäß § 80 Abs. 
2 Satz 1 Ziffer 4 VwGO ist im überwiegenden öffentlichen 
Interesse geboten. Für die Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung besteht ein überwiegendes öffentliches Interesse, 
weil die sofortige Durchsetzung der Anordnung mit Rück-
sicht auf das erhöhte Infektionsrisiko, welchem die vulnera-
blen Personen durch die Personen ausgesetzt werden, die 
nicht vollständig immunisiert sind, geboten ist. Das Privat-
interesse hat gegenüber dem öffentlichen Interesse an dem 
Schutz der vulnerablen Personen zurückzutreten. Darüber 
hinaus ist eine Beurteilung der Versorgungssicherheit nur 
dann möglich, wenn entsprechend der Verfügungen die Mel-
dungen erfolgen. Ein Abwarten der Unanfechtbarkeit liefe 
den mit den Verfügungen verfolgten Ziel des Schutzes der 
vulnerablen Personen einerseits und der Aufrechterhaltung 
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Öffentliche Bekanntmachung über die Sitzung des Kreiswahlausschusses
zur Zulassung bzw. Zurückweisung von Wahlvorschlägen

zur Landratswahl am 8. Mai 2022

Der Kreiswahlausschuss tritt am

 8. März 2022, um 17:00 Uhr 

in der Kreisverwaltung des Landkreises Prignitz,
 Berliner Straße 49, 
 Haus 1, 
 großer Sitzungssaal,
 in 19348 Perleberg
zusammen.

Tagesordnung:

1. Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung und der 
Beschlussfähigkeit

2. Bestellung einer Schriftführerin

3. Feststellung der zugelassenen Wahlvorschläge für die 
Wahl des Landrates

4. Sonstiges

Die Sitzung ist öffentlich.

Perleberg, den 28.02.2022

Annette Löther, 
Kreiswahlleiterin

der Versorgungssicherheit andererseits zuwider. Bei einem 
Abwarten der Unanfechtbarkeit bestünde das erhöhte Infek-
tionsrisiko fort, sodass die vulnerablen Personen einer er-
höhten Gefahr ausgesetzt blieben und eine abschließende 
Beurteilung der regionalen Versorgungssicherheit wäre von 
vornherein nicht möglich, da nicht alle notwendigen Meldun-
gen vorlägen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe Widerspruch beim Landkreis Prig-
nitz, Der Landrat, Berliner Straße 49, 19348 Perleberg ein-
gelegt werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass Widerspruch und Klage 
gegen diesen Bescheid keine aufschiebende Wirkung ha-
ben. Das Verwaltungsgericht Potsdam, Friedrich-Ebert-Stra-
ße 32, 14469 Potsdam, kann auf Antrag die aufschiebende 
Wirkung ganz oder teilweise anordnen. Auf Antrag kann der 
Landkreis Prignitz die Vollziehung aussetzen.

Perleberg, den 28.02.2022

Torsten Uhe
Landrat des Landkreises Prignitz

Gutachterausschuss für Grundstückswerte im Landkreis Prignitz

Durch den Gutachterausschuss für Grundstückswerte im 
Landkreis Prignitz wurden die Bodenrichtwerte für baureifes 
Land sowie für land- und forstwirtschaftliche Flächen zum 
Stichtag 01.01.2022 neu ermittelt und beschlossen.

Sie sind in digitaler Form im Bodenrichtwert-Portal BORIS 
Land Brandenburg 

 https://www.boris-brandenburg.de/boris-bb/ 

veröffentlicht worden. Es besteht die Möglichkeit, in der Ge-
schäftsstelle des Gutachterausschusses in Perleberg, Berg-
straße 1, Zimmer 50 während der Sprechzeiten und nach 
einer Terminvergabe Einsicht in die Bodenrichtwerte zu neh-
men.

Der Gutachterausschuss für Grundstückswerte weist darauf 
hin, dass Jedermann von der Geschäftsstelle des Gutach-
terausschusses Auskunft über die Bodenrichtwerte erhalten 
kann (§ 196 Absatz 3 des Baugesetzbuches).

Perleberg, den 01.03.2022

gez. Christoph Richard
Vorsitzender des Gutachterausschusses
für Grundstückswerte im Landkreis Prignitz


